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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Antrag des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 

des Bundestages betr. Notstandsgebiet Watenstedl- 
Salzgitter - Nr. 362 der Drucksachen - . 


Die obige Anfrage beantworte ich wie folgt; 

1. Der Notstand in Watenstedt-Salzgitter 

1. Allgemeine wirtschaftliche Situation 

Die Stadt Watenstedt-Salzgitter wurde im Jahre 1942 durch eine 
Entscheidung des damaligen Reidisstatthalters in Braunschweig ge- 
gründet und zählt heute etwas mehr als 100000 Einwohner auf 
einem Gebiet, das im Jahre 1933 von kaum 20000 Menschen be- 
wohnt war, Ihre Entstehung ünd rasche Entwicklung ist aussdiließlidi 
mit den „Reichswerken für Bergbau und Hütten betriebe“ verbunden, 
mit deren Errichtung zur Förderung und Verarbeitung der im Stadt- 
gebiet lagernden Eisenerze (schätzungsweise 2 Milliarden Tonnen) 
im Jahre 1937 begonnen war. Die städtebauliche Planung war ur- 
sprünglich auf eine Großstadt von rund 300000 Menschen abgestimmt 
und entsprechend weiträumig angelegt. 

Durch den Krieg und die Nachkriegsentwicklung (Demontage, Still- 
legung des größten Teiles der Reichswerke) wurde der Ausbau der 
Stadt unterbrochen und die Stadt ihrer seitherigen wirtschaftlichen 
Existenzbasis beraubt. An* eine Fortsetzung des Ausbaues im Sinne 
der ursprünglichen Planung ist nicht mehr zu denken, übrig ge- 
blieben ist ein mitten in der Entwicklung zur Großstadt steckenge- 
bliebenes, lückenhaft und unorganisch bebautes Siedlungsgebiet von 
rund 210 qkm. 

Die Erwerbspersonen des Stadtkreises Watenstedt-Salzgitter gehörten 
zum Zeitpunkt der letzten Volkszählung zu 57 % der Wirtschafts- 
abteilung Industrie und Handwerk (überwiegend Reichswerke) und 
zu 15 % der Land- und Forstwirtschaft an. Der Rest verteilte sich 
zu etwa gleichen Teilen auf Verkehr einerseits und öffentliche und 
private Dienste andererseits. Die einseitige Ausrichtung auf die Reichs- 
werke wirkt sich nach dem Wegfall eines großen Teiles dieser 
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Werke sehr nachteilig aus. Im Arbeitsaratsbezirk Watenstedt- Salz- 
gitter (der iin Norden etwas über das Stadtgebiet hinausgreift) 
sind von rund 46000 Arbeitnehmern rund 14000 arbeitlos. Da neben 
den Reidiswerken kaum Industriebetriebe existieren, die die ehe- 
maligen Arbeiter und Angestellten dieser Werke übernehmen 
könnten, haben diese Arbeitslosen kaum Aussicht, einen neuen 
Arbeitsplatz zu finden. 

2. Die Lage der Reichswerke (Demontagebericht) 

Von den vorhandenen Anlagen bei den Reichswerken Watenstedt- 
Salzgitter verbleiben nach Abschluß des Petersberger Abkommens 
und nach dem Ergebnis der jüngsten Verhandlungen zwischen der 
Alliierten Hohen Kommission und mir noch folgende Anlagen : 

Erzbergbau 

Erzaufbereitung 

Sinteranlage ohne die Renn-Anlage 
das Kraftwerk 
Hütten mit 3 Hochöfen 
Kokerei mit 4 Batterien und 
eine kleine Betriebswerkstatt. 

Meine Bemühungen, neben diesen Anlagen die Gießerei, die Krupp- 
Renn-Anlage und einen vierten Hochofen (Hochofen Nr. 5) von der 
Demontage freizubekommen, haben zu keinem positiven Ergebnis 
geführt. 

Die verbleibenden Produktionsstätten können nach Ansicht mehrerer 
Sachverständiger u.U. sich selbst wirtschaftlich tragen. Voraussetzung 
dabei ist, daß alle übrigen Nebenanlagen, deren Erhaltung zur Zeit 
sehr erhebliche Kosten verursacht, abgestossen werden (ehemaliges 
Stahlwerk und Walzwerk), und daß das erschmolzene Roheisen in 
der Gießerei weiter verarbeitet werden kann. Einer Wiedererrichtung 
der Gießerei nach der Demontage steht nach den Demontagebe- 
stimmungen nichts im Wege, da normaler Grauguß nicht beschränkt 
ist. Es muß jedoch genau geprüft werden, ob eine solche Wiederer- 
richtung bei der Unterbeschäftigung der Gießereien im Bundes- 
gebiet, insbesondere im Bereich des Oberharzes und Harzvorlandes, 
vom volkswirtschaftlichen Standpunkt aus vertreten werden kann. 

Neben den oben erwähnten Anlagen sind noch die großen Hallen 
teilweise erhalten, in denen das Stahlwerk und das Walzwerk 
untergebracht waren. Außerdem sind in den „Stahlwerken Braun- 
schweig” (nicht zu verwechseln mit dem an die Hütte anschließen- 
den Stahlwerk) zwei große Hallen von der Demontage verschont 
geblieben. Die Art dieser Gebäude bedingt es jedoch, daß andere 
Produktionszweige nur sehr schwer untergebracht werden können 
und daß zumindest erhebliche Kosten für den Um- und Ausbau 
dieser Anlagen aufgewendet werden müßten. Schließlich ist noch 



zu bemerken, daß die Alliierten Kontrollbehörden im Zuge etwa- 
iger Entmilitarisierungsmaßnahmen möglicherweise r einen Umbau 
verschiedener Anlagen verlangen werden. 

II. Bereits durchgeführte oder eingeleitete 
Sofortmaßnahmen 

Die Entw i(‘kliingeines endgültigenAufbauprogrammvSund dielnangrilT- 
nahine entsprcdienri er Maßnahmen für die Behebung des Notstandes 
in Watenstedt-Salzgitter bedurften nicht nur dei Klärung auf dem Ge- 
biet der Demontage, sondern auch bezüglich der Möglichkeit der 
Ordnung des Geraeindewesens, des li^rwerbs der entsprechenden 
Gruudstüclve usw. Die große Notlage des Gebietes machte es jedoch 
unmöglich, zuzuwarten, bis diese sehr schwierigen Vorfragen geklärt 
wurden. Die Bundesregierung hat daher im Einvernehmen mit der 
Niedersächsisdien Landesregierung cineBeihe von Sofortmaßnahmen 
ergriffen bzw. eingeleitet, die zwar noch nicht den endgültigen 
Wiederaufbau darstellen, die aber verhindern sollen, daß die Not- 
lage weiter wächst, und die gleichzeitig die Basis für den endgül- 
tigen Wiederaufbau vorbereiten sollen. 

1, Unterstützung der „Stahlwerke Braunschweig” 

Die Stahlwerke Braunschw eig G. m.b. H. Watenstedt-Salzgitter mit 
einer Belegschaft von rund 1 500 Arbeitern lief Gefahr, ihre Arbeit 
einsfellen zu müssen, da ihr für die Durchführung der laufenden 
Aufgaben und die Vorbereitung von Aufträgen von rund 12,5 
Mio DM im Rechnungsjahr 1950 keine Mittel mehr zur Verfügung 
standen. Die Bundesregierung hat daraufhin dem Betrieb einen 
Kredit von 5 Mio DM zur Verfügung gestellt und einen bereits im 
September 1949 vom Lande Niedersadisen eingeräumten Kredit 
in Höhe von 40000 DM übernommen. 

Weiterhin hat die Bundesregierung in Höhe bis zu 7,5 Mio DM 
die Bürgschaft für die Unterbringung von Schatz wechseln der Bundes- 
bahn übernommen, die diese zum Zwecke der Finanzierung der Auf- 
träge an das Stahlwerk Braunschweig an Zahlungs Statt geben will. 

2. Unterstützung der Gemeinde 

Die Gemeinde Watenstedt-Salzgitter erhält bereits jetzt vom Lande 
Niedersachsen zur Deckung der Fehlbeträge im Haushalt, die sidi 
im Haushaltsjahr 1949/50 auf rund 4,1 Millionen DM belaufen, 
außer den allgemeinen Finanzzuweisungen laufend Bedarfszuwei- 
sungen aus Sondermitteln. Diese Sonderzuweisungen haben in 
der Zeit vom 11. April bis zum 13. Dezember 1949 1550000 DM 
betragen. Die Gemeinde wird für absehbare Zeit nicht in der Lage 
sein, ihre zwangsläufigen Ausgaben aus ihren Einnahmen zu be- 
streiten. Das Land Niedersachsen wird sie deshalb auch in Zukunft 
durch Bedarfszuweisungen unterstützen. 



3. Alsbaldige Arbeitsbeschaffung durch Verkehrsbauten 

Es ist kein Zweifel, daß zur Gesundung des Gebietes Watenstedt- 
Salzgitter eine gründliche Bereinigung des Verkehrswesens gehört. 
Wie diese Bereinigung endgültig erfolgt, wird davon abhängen, wie 
das wirtschaftliche und kommunale Gesamtproblem gelöst wird. 
Es gibt aber eine Reihe von Verkehrsraaßnahmen, die unter allen 
Umständen, wie auch immer das Gebiet endgültig aussehen wird, 
durchgeführt werden müssen. Der Inangriffnahme dieser Projekte 
steht also von vornherein nichts irn Wege, sie kann im Gegenteil 
bei der hohen Arbeitsintensität von Verkehrsbauten zu einer so- 
fortigen Entlastung führen. Die Bundesregierung hat daher grund- 
sätzlich bereits beschlossen, daß dieser Teil der Verkchrsmaßnahmen 
sofort eingeleitet wird. Die baureifen Pläne zur Durchführung der 
Arbeiten liegen vor. Die Arbeiten können bei Bereitsellung der Mittel 
sofort begonnen werden. 

IIL Voraussetzungen für die wirtschaftliche 
Gesundung des Gebietes 

1. Regelung der kommunalen Probleme 

Das Land Niedersachsen wird einen Bodenbenutzungsplan vor- 
legen, auf Grund dessen die Gemeinde aus dem Besitz der Reichs- 
werke den Grund und Boden zugewiesen erhalten ^oll, den sie für 
die bisher fehlenden kommunalen Einrichtungen, wie insbesondere 
Rathaus, Krankenhaus, Schulen, Friedhöfe, Straßen, Versorgungs- 
einrichtungen, Kultureinrichtungen, Sport- und Erholungsstätten 
usw., sowie für den Wohnungsbau und die Ansiedlung neuer In- 
dustrien benötigt. 

Weiterhin wird das Land Niedersachsen einen Plan vorlegen, der 
die Errichtung der von der Gemeinde benötigten kommunalen 
Einrichtungen selbst im Verlaufe einiger Jahre vorsieht und die 
erforderlichen Kostenberechnungen zur Ermittlung des Zuschuß- 
bedarfs enthält. Das Programm soll so gestaltet werden, daß die 
Gemeinde Watenstedt-Salzgitter nach Ablauf der vorgesehenen Zeit 
zu einem sich selbst tragenden Gemeinwesen umgestaltet worden 
ist. 

Auf Grund dieser vom Lande Niedersachsen auszuarbeitenden Un- 
terlagen werden die zuständigen Bundesministerien über die der 
Gemeinde Watenstedt-Salzgitter zuteil werdende Hilfe entscheiden. 

2. Freistellung von Vermögen der Reichswerke für 
kommunale und wirtschaftliche Aufgaben 

Ein großer Teil des für die Errichtung kommunaler Anlagen und 
für die Ansiedlung von Industrie in Frage kommenden Geländes 
ist Eigentum der Reichswerke. Nach den gültigen Bestimmungen (§ 134 
Grundgesetz und Verordnung Nr. 202 der Militärregierung) ist 



der Bund verfügungsberechtigter Eigentümer — allerdings unter 
Beschränkung und Kontrolle im Rahmen der Gesetze 52 und 75 
der Militärregierung — . Nach Vorliegen der Unterlagen über den 
Bedarf an Liegenschaften für kommunale und wirtschaftliche Zwecke 
(vgl. III 1) wird im Einvernehmen mit der Stahl-Treuhänder- Ver- 
einigung die Freigabe der benötigten Liegenschaften beantragt wer- 
den. Nach Lage der Dinge dürfte ein solcher Antmg Aussicht auf 
Erfolg haben. 

Zum Besitz der Reichswerke gehören 5262 ha land- und forst- 
wirtschaftlich genutzte Grundstücke und weiter 1825 ha, die von 
der Umsiedlungsgesellschaft m. b. H. verwaltet werden. Unter- 
suchungen über die mit diesem Vermögen verbundenen Rechts- 
fragen und über die sinnvolle Verwendung dieser Grundstücke sind 
bereits eingeleitet. Dabei wurde insbesondere folgenden Fragen 
Beachtung geschenkt: 

a) die Bereinigung der grundbuchlichen Verhältnisse der Reichs- 
werke, 

b) die Entschädigung der ehemaligen Grundeigentümer, sei es 
durch Barzahlung, sei es durch Rückgabe des Grundbesitzes, 

c) die Erstausstattung der Stadtverwaltung Watenstedt-Salzgitter 
durch die Übereignung von Grundstücken, 

d) die Bereitstellung von Grund und Boden für die Bodenreform, 

e) die Feststellung, in welchem Ausmaße ehemalig öffentlicher 
Besitz zurückerstattet werden kann. 


IV. Aufbaumaßnahmen auf lange Sicht 

1. Wirtschaftliche Umgestaltung 

Bisher konnte zur endgültigen wirtschaftlichen Gesundung des 
Gebietes Watenstedt-Salzgitter nur wenig getan werden. Bis in 
die jüngste Zeit hinein war das Schicksal der Reichswerke noch 
ungewiß. Fast das gesamte Gelände, das für die Ansiedlung von 
Industriebetrieben geeignet wäre, ist im Besitz dieser Reichs- 
werke und konnte den interessierten Unternehmern solange nicht 
unter klaren und günstigen Bedingungen zur Verfügung gestellt 
werden, als über die Zukunft dieses Unternehmens und über 
die Eigentumsverhältnisse keine endgültigen Entscheidungen ge- 
fällt waren. Infolgedessen war es nur schwer möglich, Unterneh- 
mer für die Niederlassung im Gebiet von Watenstedt-Salzgitter 
zu gewinnen. Selbst in den Fällen, wo Unternehmer sich bereit 
fanden, Betriebe in Watenstedt-Salzgitter zu gründen, kam es 
praktisch kaum zur Niederlassung, weil es den' Betrieben nidit 
möglich war, einen Geldgeber für ihr Objekt zu interessieren. 
Eine Beleihung der Betriebe war unmöglich, solange die Anlagen 
und Maschinen auf fremdem Grund und Boden standen. Eine 



Übereignung der Maschinen reichte in den meisten Fällen nicht 
zur Sicherung des erforderlichen Betrages aus. Darüber hinaus er- 
laubt es die Finanzlage des Landes Niedersachsen nicht, Mittel 
in erforderlichem Umfange zur Ansiedlung neuer, gesunder Be- 
triebe aufzuwenden. 

Bei dem jetzigen Stand der Demontageverhandlungen ist nicht 
damit zu rechnen, daß die Reichs werke über ihren derzeitigen 
Bestand hinaus Arbeitskräften Beschäftigung bieten können. Für 
die rd. 14000 Arbeitslosen des Bezirks müssen also Arbeitsplätze 
in neuen Betrieben geschaffen werden. Es kommen in erster Linie 
arbeitsintensive Betriebe in Frage, bei denen mit verhältnismäßig 
geringem Kapitalaufwand eine große Entlastung des Arbeitsmark- 
tes möglich erscheint. 

Folgende Maßnahmen sind bereits eingeleitet oder vorgesehen, um 
geeigneten Unternehmern die Ansiedlung und ein erfolgreiches 
Arbeiten zu ermöglichen. 

a) Das Wirtschaftsministerium Niedersadisen macht z. Z. eine 
Inventur aller freistehenden oder freiwerdenden Objekte, 
die für eine Betriebserridotung in Frage kommend (Ge- 
bäude, Schienenanlagen u. a.). Diese Objekte sollen zu gün- 
stigen Bedingungen der Industrie angeboten werden. Zum 
großen Teil handelt es sich dabei um Eigentum der Reidis- 
werke. Entsprechende Verhandlungen sind mit dem Bun- 
desfinanzminister, der mit gewissen Einschränkungen (vgl. 
Abschn. III, 3) die Verfügungsgewalt über dieses Vermögen 
besitzt, ein geleitet. 

b) Die Stadtverwaltung steht bereits mit etwä 35 Unternehmern 
in Verbindung. Das Bund csvvirtsdiaftsministerium wird in Zu- 
sammenarbeit mit dem Niedersächsischen Wirtschaftsministe- 
rium diesen Betrieben, soweit ihre Errichtung volkswirtschaft- 
lich vertretbar ist, jede mögliche Förderung zuteil werden 
lassen. Insbesondere soll versucht werden, für die Betriebe, 
die sich in Watenstedt-Salzgitter niedertassen wollen, in ver- 
stärktem Umfange Mittel aus dem Counterpart Funds freizube- 
kommen. Nach den Bestimmungen der EGA- Verwaltung sollen 
bei der Vergebung dieser Mittel in Zukunft exportintensive 
Fertigungszweige und Flüchtlingsbetriebe eine Förderung er- 
fahren. Beide Kategorien sind für die Stadt von Interesse, 
da es sich in der Regel um arbeitsintensive Betriebe handelt. 

c) Den neu errichteten Betrieben sollen für eine Übergangszeit 
steuerliche Erleichterungen gewährt werden. 



2. Verkehrserschließung 

Voraussetzung für die wirtschaftliche Gesundung des Gebietes 
Watenstedt-Salzgitter ist, daß die Verkehrsverhältnisse der ver- 
änderten wirtschaftlichen Situation angepaßt werden. Die neu zu 
errichtenden Betriebe werden nur dann wirtsdiaftlich auf eigenen 
Füßen stehen können, wenn sie verkehrsgünstig liegen. Es ist 
deshalb über die in Abschnitt II, 3 erwähnten Projekte hinaus 
eine weitere Verkehrserschließung erwogen. Sobald über die 
Grundsätze der wirtschaftlichen Entwicklung des Gebietes zwischen 
den beteiligten Stellen eine Übereinstimmung erzielt ist, können 
auch diese Arbeiten in Angriff genommen werden. Das Kabinett 
hat die grundsätzliche Bedeutung dieser Verkehrserschließung betont, 
indem es die unter II, 3 erwähnten Maßnahmen eingeleitet hat. 


Dr. Adenauer 



